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Angepasste freiwillige Selbstverpflichtung nach § 11 Abs. 2 Satz 4 
ARegV der deutschen Übertragungsnetzbetreiber für strom- und 
spannungsbedingte Wirkleistungsanpassungen (Redispatch-
Maßnahmen) und den Umgang mit den daraus resultierenden 
Kosten für die dritte Regulierungsperiode (Stand: Mai 2021) 

1. Präambel 
Die deutschen Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB) haben nach § 12 EnWG die Verantwortung 
für die Systemsicherheit im deutschen Übertragungsnetz; ihnen obliegt neben der 
Beschaffung von Regelleistung und Verlustenergie auch die Durchführung von Maßnahmen 
gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 EnWG. 

Die vorliegende freiwillige Selbstverpflichtung (FSV) regelt – vor dem Hintergrund der 
Systemverantwortung der ÜNB – die Prozesse der Eingriffsmöglichkeiten in die Fahrweise 
von Erzeugungsanlagen und Speichern. Weiterhin beschreibt sie die regulatorische 
Behandlung der daraus entstehenden Kosten und Erlöse. Durch die Änderungen gegenüber 
der Festlegung BK8-18/0007-A vom 10.10.2018 bilden die ÜNB eine ausgewogene und 
gezielte Umsetzung der Entscheidungen des OLG Düsseldorf vom 12.08.2020 ab. Dies 
halten sie im Interesse der Rechtssicherheit in diesem sensiblen Bereich der 
Systemsicherheit für geboten. 

2. Definitionen 
Redispatch dient der Einhaltung betrieblich zulässiger Grenzwerte der beiden für die 
Stromübertragung relevanten physikalischen Kenngrößen Stromstärke und Spannung sowie 
zur Aufrechterhaltung der betrieblichen Netzsicherheitskriterien. Redispatch umfasst somit 
sowohl strom- als auch spannungsbedingte Anpassungen der Wirkleistungseinspeisung und 
des -bezugs im Stromnetz. 

Unter Redispatch im Sinne dieser FSV werden durch den ÜNB veranlasste Eingriffe in den 
geplanten oder aktuellen physikalischen Einsatz von Erzeugungsanlagen und Speichern zur 
Beseitigung oder Vermeidung physikalischer Engpässe und grenzüberschreitender Handel 
zur Engpassentlastung verstanden. Ebenso werden Handelsgeschäfte zum energetischen 
Ausgleich der vorgenannten Maßnahmen erfasst. Die Maßnahmen können regelzonenintern, 
regelzonenübergreifend sowie grenzübergreifend angewendet werden und ggf. auch als 
Countertrading1 durchgeführt werden. 

In dieser FSV werden keinerlei Kosten und Erlöse, die den ÜNB etwa im Rahmen anderer 
FSVen entstehen, verrechnet. Eine Doppelberücksichtigung von Kosten und Erlösen ist 
ausgeschlossen. 

„Countertrading“ ist dadurch definiert, dass durch den ÜNB ein Stromhandelsgeschäft entgegen 
dem Stromfluss am Netzengpass durchgeführt wird, durch das der Netzengpass dann 
entsprechend entlastet wird. 

1 
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3.	 Eingriffsmöglichkeiten in die Fahrweise von 
Erzeugungsanlagen, Speichern und Lasten 

Eine Anweisung zur Anpassung der Wirkleistungseinspeisung bzw. des Wirkleistungsbezugs 
von Anlagen zur Erzeugung von elektrischer Energie und von Anlagen zur Speicherung 
elektrischer Energie durch die ÜNB nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 EnWG erfolgt, wenn und soweit 
aufgrund von Netzsicherheitsrechnungen oder aufgrund anderer gesicherter Erkenntnisse 
strombedingte Überlastungen von Betriebsmitteln oder Verletzungen betrieblich zulässiger 
Spannungsbänder zu erwarten sind. Bei den Netzsicherheitsrechnungen werden etablierte, 
dem anerkannten Stand der Technik entsprechende Methoden zur Berücksichtigung von 
etwaigen Ausfällen von Netzbetriebsmitteln, von Erzeugungsanlagen, Speichern und Lasten 
und zum Ausgleich von Prognoseunsicherheiten, angewendet. Bei akuten Überlastungen 
oder Spannungsgrenzwertverletzungen können die ÜNB ebenfalls eine Anweisung zur 
Anpassung der Wirkleistungseinspeisung bzw. des -bezugs von Anlagen zur Erzeugung 
oder Speicherung elektrischer Energie erteilen. Die ÜNB verpflichten sich im Rahmen der 
Maßnahmen nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 EnWG keine Anweisungen zur Anpassung der 
Wirkleistungseinspeisung bzw. des -bezugs zum Ausgleich von Leistungsungleichgewichten 
zu erteilen. Weiterhin werden die ÜNB Leistungsscheiben von Anlagen zur Erzeugung oder 
Speicherung elektrischer Energie, die für die Erbringung von Regelenergie vorgehalten 
werden, nicht zur Entlastung von Überlast bedrohter oder bereits betroffener Betriebsmittel 
sowie nicht zur Vermeidung von Grenzwertverletzungen der Netzspannung einsetzen, es sei 
denn die Anlagen werden auf freiwilliger Basis zur Verfügung gestellt. Dies ist der Fall, wenn 
der Betreiber einer durch Regelenergie blockierten Anlage freiwillig bereit und technisch in 
der Lage ist, den Regelenergieeinsatz auf eine andere Anlage seines Pools umzulegen. 
Damit wird die vorher blockierte Leistungsscheibe für den Einsatz von Redispatch ganz oder 
in Teilen freigegeben ohne die für den Einsatz von Regelenergie beschaffte Leistungsmenge 
zu reduzieren. § 13 Abs. 2 EnWG bleibt unberührt. 

Die Verpflichtung, sich der Anpassung der Wirkleistungseinspeisung bzw. des -bezugs durch 
die ÜNB zu unterwerfen, erstreckt sich auf alle Anlagen zur Erzeugung oder Speicherung 
elektrischer Energie im Sinne des § 13a EnWG unabhängig von der Spannungsebene. Eine 
Anpassung umfasst auch die Anforderung einer Einspeisung oder eines Bezugs aus 
Anlagen, die derzeit nicht einspeisen oder beziehen und erforderlichenfalls erst 
betriebsbereit gemacht werden müssen oder auch zur Erfüllung der Anforderung einer 
Einspeisung oder eines Bezugs eine geplante Revision verschieben müssen. 

Wirkleistungsanpassungen werden unter Berücksichtigung der technischen Möglichkeiten 
der Anlage angekündigt und durchgeführt. Leistungsscheiben von Anlagen zur Erzeugung 
oder Speicherung elektrischer Energie, deren Brennstoffverfeuerung oder 
Primärenergieträgerverbrauch aufgrund von gesetzlichen oder behördlichen Vorgaben nicht 
disponibel ist, werden für Wirkleistungsanpassungen nicht herangezogen. Die ÜNB sind 
berechtigt, vom Anlagenbetreiber einen Nachweis über die eingeschränkte Disponibilität der 
Erzeugungs- oder Speicheranlage einzufordern. 

Überdies können auch diskriminierungsfrei Verträge mit Betreibern von Anlagen, die nicht 
unter § 13a EnWG fallen, geschlossen werden. Ebenso kann mittels Verträgen mit 
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ausländischen ÜNB oder Anlagenbetreibern auch Redispatchpotential aus dem Ausland 
herangezogen werden. 

Bei der Auswahl der nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 EnWG anzuweisenden Anlagen werden sowohl 
die netzstützende Wirkung als auch die erwarteten Kosten berücksichtigt. Bei der 
Umsetzung der Maßnahmen werden die gesetzlichen Vorgaben zur Kooperation nach 
Maßgabe von § 11 EnWG beachtet. Zum Zeitpunkt des Abrufs wird die Variante gewählt, die 
nach bestehendem Informationsstand das beste Kosten-Nutzen-Verhältnis aufweist. Bei 
einer Anpassung der Wirkleistungseinspeisung von Anlagen zur Erzeugung oder 
Speicherung elektrischer Energie stellen die ÜNB den energetischen Ausgleich des Eingriffs 
für den Anlagenbetreiber sicher. Im Falle einer Anpassung der Wirkleistungseinspeisung nur 
zur Beseitigung einer Spannungsgrenzwertverletzung erfolgt der energetische Ausgleich in 
der Regel dadurch, dass die durch die Wirkleistungsanpassung erzeugte bzw. fehlende 
Strommenge von den ÜNB über den Intraday-Handel einer Strombörse veräußert oder 
beschafft wird. Der energetische Ausgleich kann stattdessen auch über bilaterale 
Handelsgeschäfte erfolgen, wenn die Gefahr besteht, dass bei einer Durchführung des 
energetischen Ausgleichs über den Intraday-Handel an der Börse diese oder eine andere 
zeitgleiche Maßnahme konterkariert würde oder eine nicht ausreichende Liquidität des 
börslichen Intraday-Handels einen vollständigen energetischen Ausgleich nicht zulässt. 

Die Anweisung zur Anpassung der Wirkleistungseinspeisung wird ausschließlich durch 
denjenigen ÜNB ausgesprochen, an dessen Netz die Anlagen zur Erzeugung oder 
Speicherung elektrischer Energie mittelbar oder unmittelbar angeschlossen sind, 
erforderlichenfalls in Abstimmung mit dem Betreiber desjenigen Netzes, in das die Anlage 
eingebunden ist. 

Bezüglich des Informationsaustausches zwischen den ÜNB und den Erzeugungs- und 
Speicheranlagenbetreibern werden die Regelungen zum Fahrplanmanagement und 
Fahrplanformat gemäß Standardbilanzkreisvertrag Anlage 3 (BK6-06-013) angewendet. 
Weiterhin gelten die Bestimmungen aus Art. 16 der Verordnung (EU) 2015/1222 (Methode 
für die Bereitstellung der Erzeugungs- und Lastdaten), Verordnung (EU) 2017/1485 
(Festlegung einer Leitlinie für den Übertragungsnetzbetrieb) und der Beschluss BK6-13-200 
(Festlegung von Datenaustauschprozessen im Rahmen eines Energieinformationsnetzes 
(Strom). Zukünftige Änderungen vorgenannter Vorschriften oder sie ersetzende Vorschriften 
finden entsprechend Anwendung. 

4.  Weitere  Voraussetzungen  
Die  Berücksichtigung der  Kosten und Erlöse bzw.  Erträge aus  Maßnahmen nach § 13 Abs.  1  
Nr.  2  EnWG  in der  Erlösobergrenze (EOG) der  ÜNB  erfolgt  auf  der  Grundlage des  § 11 Abs.  
2 Satz 4 ARegV in Verbindung mit den Vergütungsregelungen unter Ziffer 5. dieser FSV.  

Insbesondere folgende  Kosten, die sich aus präventivem oder kurativem  Einsatz von  
Redispatch ergeben,  können im Rahmen der FSV  berücksichtigt w erden:  

•  Strom- und spannungsbedingte Redispatch-Maßnahmen,  
•  Countertrading-Maßnahmen,  
•  Handelsgeschäfte zum energetischen Ausgleich.  

Im Einzelfall können,  jeweils in Abstimmung m it der Bundesnetzagentur  (BNetzA), folgende  
Kosten berücksichtigt werden:  

•  Maßnahmen zur Herstellung  der Betriebsbereitschaft,  
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•  Verschiebung einer  geplanten Revision.  

5.  Vergütung  
Die zur Einhaltung der physikalischen Grenzwerte bzw. Sicherung der Netzstabilität  
erforderlichen Maßnahmen führen  bei  den ÜNB  zu Kosten  und Erlösen  bzw.  Erträgen.  Die  
Kriterien für eine angemessene Vergütung von Eingriffen in die Wirkleistungseinspeisung 
von Erzeugungsanlagen seitens der ÜNB nach § 13a EnWG sind dabei einzuhalten. 

5.1. Vergütung von Redispatch-Maßnahmen 
Inländische Erzeugungs- und Speicheranlagen werden nach Maßgabe von § 13a EnWG für 
die Durchführung von Redispatch-Maßnahmen vergütet. Die Vorgehensweise zur Ermittlung 
der angemessenen Vergütung wurde im Branchenleitfaden des BDEW zur Vergütung von 
Redispatch-Maßnahmen festgelegt (siehe Anlage 1). Der Leitfaden beschreibt eine effiziente 
und sachgerechte Umsetzung der Vergütungsvorschriften nach § 13a EnWG. Von den 
Vorgaben des Leitfadens abweichende letztinstanzliche gerichtliche Entscheidungen können 
im jeweiligen Einzelfall berücksichtigt werden. In Modifikation des Vorgehens nach BDEW 
Branchenleitfaden (vgl. Kapitel 4, Anlage 1) wird der anteilige Werteverbrauch nach Anlage 3 
bestimmt und vergütet. 

Die Anweisung und Vergütung ausländischer Erzeugungsanlagen und Speicher fällt nicht 
unter die Maßgabe von § 13a EnWG für die Durchführung von Redispatch-Maßnahmen. Die 
hierdurch entstehenden Kosten werden an den anweisenden deutschen ÜNB 
weiterverrechnet. Die Vergütung ausländischer Erzeugungsanlagen und Speicher erfolgt 
demnach nicht nach den Regelungen des deutschen Energiewirtschaftsgesetzes sondern 
gemäß den entsprechenden dort jeweils gültigen Vergütungsbestimmungen. Für den Abruf 
ausländischer Erzeugungsanlagen und Speicher gelten entsprechende Kosten-Nutzen-
Kriterien, wie für inländische Erzeugungsanlagen und Speicher. 

Werden Erzeugungsanlagen oder Speicher kontrahiert, für welche die Durchführung von 
Redispatch-Maßnahmen gemäß § 13a EnWG nicht verpflichtend ist, so muss eine 
entsprechende, angemessene Vergütung mit den einzelnen Parteien vertraglich geregelt 
werden. Es kann vereinbart werden, dass der Branchenleitfaden Anwendung findet. 

5.2. Rückabwicklung der Redispatch-Vergütung 
Mit Einführung des § 13a EnWG (Fassung vom 30.07.2016) ist ggf. eine rückwirkende 
Anpassung der Vergütung von Redispatch-Maßnahmen ab dem 01.01.2013 nötig, sofern 
und soweit sich aus § 13a EnWG eine höhere als die bereits gezahlte Vergütung ergäbe. 
Sollte sich daraus eine rückwirkende Anpassung der Vergütung von Redispatch-
Maßnahmen ergeben, ermitteln die ÜNB die Höhe dieser Rückvergütung (einschließlich 
Zinsen) und zeigen diese der Bundesnetzagentur an. Dieser Wert wird in der 
Erlösobergrenze des Folgejahres nach der Anzeige vereinnahmt und im Rahmen der Ist-
Kostenabrechnung mit den entsprechenden Ist-Kosten abgeglichen. 

Später bekannt werdende bzw. geltend gemachte Forderungen werden im jeweiligen Jahr 
der Geltendmachung der Forderung abgerechnet. 
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5.3.  Plankosten  
Zur  Ermittlung der anzusetzenden Kosten (Plankosten) wird das  Maximum der tatsächlichen 
Kosten aus den folgenden drei Zeiträumen angesetzt:  

•  (01.01.(t-1) bis 30.06.(t-1)) *  2,   
•  01.01.(t-2) bis 31.12.(t-2), bzw.   
•  01.01.(t-3) bis 31.12.(t-3).   

Die Plankosten für  das Kalenderjahr  (t)  haben die Übertragungsnetzbetreiber entsprechend  
dem Beschluss vom 11.09.2019 zur Festlegung der Berichtspflichten der  
Übertragungsnetzbetreiber hinsichtlich der Bildung der vorläufigen und endgültigen  
Netzentgelte (BK8-19-0001-A) zwei Werktage vor dem 01. Oktober des jeweiligen Vorjahres 
(t-1) an die Bundesnetzagentur zu melden. Diese Plankosten für das Jahr (t) werden bei der 
Berechnung bzw. Anpassung der EOG für das Jahr (t) angesetzt. 

Erwartet der ÜNB höhere Plankosten für das Jahr (t) als mit diesem Verfahren zur 
Plankostenermittlung abbildbar, so können die ermittelten Plankosten durch den jeweiligen 
ÜNB angepasst werden. Eine solche Anpassung ist gegenüber der BNetzA im Rahmen der 
Plankostenmeldung (t-1) anzuzeigen und zu begründen. Der Ansatz geringerer Plankosten 
als mit diesem Verfahren abbildbar ist ebenfalls im Rahmen der Plankostenübermittlung 
auszuweisen und zu erläutern. 

5.4. Plan-Ist-Abgleich und Ist-Kosten-Meldung 
Die Differenz zwischen den in der EOG angesetzten Plankosten gemäß Abschnitt 5.3 und 
den ÜNB tatsächlich entstandenen Ist-Kosten wird jährlich ermittelt und über das 
Regulierungskonto gemäß § 5 ARegV ausgeglichen. Die ÜNB legen der BNetzA die für das 
Jahr (t) entstandenen Kosten bis zum 30.06. des Folgejahres (t+1) vor. Dabei sind die 
tatsächlichen, periodengerechten Kosten in einem mit der BNetzA abgestimmten 
Erhebungsbogen einzutragen. Korrigierte Ist-Kosten-Meldungen der Vorjahre werden 
ebenfalls über das Regulierungskonto ausgeglichen. 

6. Transparenz- und Nachweispflichten 
Die ÜNB veröffentlichen spätestens am Folgetag alle Anpassungen der 
Wirkleistungseinspeisung von Erzeugungsanlagen und Speichern mit Anschluss in 
Deutschland in Folge von Redispatch-Maßnahmen. Zudem werden Countertrading-
Maßnahmen auf der gemeinsamen Internetseite http://www.netztransparenz.de 
veröffentlicht. 

Gemäß EU Verordnung 543/2013 Artikel 13 1 C veröffentlichen die ÜNB monatlich auf der 
Internetseite „http://transparency.entsoe.eu“ die Kosten, welche in einem Monat infolge von 
Maßnahmen u.a. für Redispatch entstanden sind. 

Darüber hinaus übermitteln die ÜNB jährlich die Daten gemäß der Abschnitte 5.3 und 5.4. 

7. Öffnungsklausel 
Eine Anpassung der FSV erfolgt nur, falls sich die zugrundeliegenden Umstände in 
erheblichem Maße ändern. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn sich auf Grund 
letztinstanzlicher gerichtlicher Entscheidungen Änderungsbedürfnisse am Branchenleitfaden 
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ergeben.  In diesem Falle gelten die Maßgaben dieser FSV jedoch fort, bis zur Aufhebung der  
entsprechenden nach § 29 Absatz  1 EnWG,  § 32  Absatz  1 Nr.  4 i.V.m.  § 11 Absatz  2 Satz  4  
ARegV erlassenen Festlegung durch die BNetzA.  

Anlagenverzeichnis  
1. 	 BDEW Branchenleitfaden: Vergütung von Redispatch-Maßnahmen  
2. 	 Anlage zur Anlage 1:  Gutachten „Berücksichtigung  von  Intraday-Optionalitäten im  

Rahmen der Redispatch-Vergütung“, Prof.  Dr. Christoph  Weber, 11.08.2015,  
Duisburg  

3. 	 Quotierung von  anteiligem  Werteverbrauch bei positivem und negativem  Redispatch  
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